
 

 
 

Verfahrensordnung für Beschwerden im Zusammenhang 
mit der Vermittlung von Versicherungsverträgen (VermVO) 

im Sinne von § 214 Absatz 1 Nr. 2 VVG 
Stand: 23. November 2016 

 

§ 1 Anwendungsbereich 

(1) Die folgenden Vorschriften finden Anwendung bei Streitigkeiten zwischen Versiche-

rungsnehmern und Versicherungsvermittlern oder -beratern* im Zusammenhang mit 

der Vermittlung von Versicherungsverträgen. Kommt ein Versicherungsvertrag nicht 

zustande, wird der Versicherungsinteressent dem Versicherungsnehmer im Sinne 

dieses Verfahrens gleichgestellt. Ergänzend gelten die Regelungen des Verbrau-

cherstreitbeilegungsgesetzes (VSBG). 

(2) Beschwerdebefugt sind auch Verbraucherschutzverbände. 

 

§ 2 Ablehnungsgründe  

(1) Der Ombudsmann lehnt die Durchführung eines Verfahrens ab, wenn 

1. die Streitigkeit nicht in die Zuständigkeit nach dieser Verfahrensordnung fällt, 

2. die Streitigkeit Ansprüche aus einem Kranken- oder Pflegeversicherungsver-

trag zum Gegenstand hat, 

3. der Beschwerdeführer den Anspruch noch nicht beim Beschwerdegegner gel-

tend gemacht hat, 

4. die Beschwerde offensichtlich ohne Aussicht auf Erfolg ist oder mutwillig er-

scheint, insbesondere weil 

(a) der Anspruch bei Beschwerdeeinlegung bereits verjährt war und der Be-

schwerdegegner sich auf die Verjährung beruft, 

(b) die Streitigkeit bereits beigelegt ist oder 

(c) zu der Streitigkeit ein Antrag auf Prozesskostenhilfe bereits mit der Be-

gründung zurückgewiesen worden ist, dass die beabsichtigte Rechtsver-

folgung keine hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet oder mutwillig er-

scheint, 

5. eine Verbraucherschlichtungsstelle bereits ein Verfahren zur Beilegung der 

Streitigkeit durchgeführt hat oder die Streitigkeit bei einer anderen Verbrau-

cherschlichtungsstelle anhängig ist, 

6. ein Gericht zu der Streitigkeit bereits eine Sachentscheidung getroffen hat  

oder die Streitigkeit bei einem Gericht anhängig ist, es sei denn, das Gericht 

ordnet nach § 278a Absatz 2 der Zivilprozessordnung im Hinblick auf das Ver-

fahren vor der Verbraucherschlichtungsstelle das Ruhen des Verfahrens an, 

7. die Behandlung der Streitigkeit den effektiven Betrieb der Schlichtungsstelle 

ernsthaft beeinträchtigt, insbesondere weil 

(a) der Sachverhalt oder rechtliche Fragen sich nur mit einem unangemesse-

nen Aufwand klären lassen oder 

(b) komplexe Tatsachenfeststellungen mit Beweisaufnahme erforderlich sind 

oder 

(c)  eine grundsätzliche Rechtsfrage, die für die Bewertung der Streitigkeit er-

heblich ist, nicht geklärt ist. 

                                                
*
 Aus Gründen der Vereinfachung werden die männlichen Bezeichnungen verwendet; gemeint sind 
selbstverständlich ebenso weibliche Personen. 



 

(2) Der Ombudsmann teilt dem Beschwerdeführer und, sofern die Beschwerde bereits 

an den Beschwerdegegner übermittelt worden ist, auch diesem die Ablehnung in 

Textform und unter Angabe der Gründe mit. Der Ombudsmann übermittelt die Ableh-

nungsentscheidung innerhalb von drei Wochen nach Eingang der vollständigen Be-

schwerde. 

(3) Der Ablehnungsgrund nach Absatz 1 Ziffer 3 greift nicht, wenn der Beschwerdegeg-

ner in die Durchführung des Verfahrens einwilligt oder eine Erklärung zur Sache ab-

gibt.  

(4) Der Ombudsmann setzt das Verfahren aus, wenn der Beschwerdegegner einwendet, 

dass seit der Geltendmachung des streitigen Anspruchs durch den Beschwerdeführer 

gegenüber dem Beschwerdegegner nicht mehr als zwei Monate vergangen sind, und 

der Beschwerdegegner den streitigen Anspruch in dieser Zeit weder anerkannt noch 

abgelehnt hat. Der Ombudsmann lehnt die weitere Durchführung des Verfahrens ab, 

wenn der Beschwerdegegner den streitigen Anspruch innerhalb von zwei Monaten 

seit dessen Geltendmachung vollständig anerkennt; Absatz 2 Satz 1 ist anzuwenden. 

Erkennt der Beschwerdegegner den streitigen Anspruch nicht innerhalb von zwei 

Monaten seit dessen Geltendmachung vollständig an, so setzt der Ombudsmann das 

Verfahren nach Ablauf von zwei Monaten ab Geltendmachung des streitigen  

Anspruchs fort.  

 

§ 3 Einlegung der Beschwerde 

(1) Verfahrenssprache ist Deutsch. 

(2) Das Verfahren beginnt mit Anrufung des Ombudsmanns. Dies kann mündlich, schrift-

lich oder in jeder anderen geeigneten Form geschehen. 

(3) Der Ombudsmann bestätigt den Eingang der Beschwerde und unterrichtet die Ver-

fahrensbeteiligten nach § 16 VSBG. 

(4) Der Beschwerdeführer soll einen klaren und eindeutigen Antrag stellen und alle zur 

Beurteilung des Falles geeigneten und erforderlichen Tatsachen mitteilen sowie die 

erforderlichen Unterlagen beifügen. Der Ombudsmann hilft dem Beschwerdeführer 

bei Bedarf, den Sachverhalt klar darzustellen, einen sachdienlichen Antrag zu stellen 

und die notwendigen Unterlagen einzureichen. Er kann sich auch an den Beschwer-

degegner wenden, um den Sachverhalt aufzuklären. 

(5) Wurden die Voraussetzungen gemäß Absatz 4 trotz der Ermittlungen nicht erfüllt, 

kann das Verfahren nicht durchgeführt werden. Dies wird dem Beschwerdeführer 

mitgeteilt. Das Verfahren endet damit. 

 

§ 4 Vertretung 

Die Verfahrensbeteiligten können sich in jeder Lage des Verfahrens auf eigene Kos-

ten und im zulässigen Rahmen vertreten lassen. 

 

§ 5 Grundsätze des Verfahrens  

(1) Der Ombudsmann antwortet auf jede Beschwerde. 

(2) Der Ombudsmann kann den Sachverhalt von Amts wegen ermitteln, soweit dies zur 

Entscheidungsfindung erforderlich ist.  

(3) Der Ombudsmann ist in seiner Beweiswürdigung frei. Er erhebt keine Beweise, mit 

Ausnahme des Urkundenbeweises. 

(4) Entscheidungsgrundlage sind Recht und Gesetz. Sofern es daneben allgemeine 

Grundsätze ordnungsgemäßer Versicherungs-, Kapitalanlage- und Vertriebspraxis 

(Wettbewerbsrichtlinien) gibt, die das Versicherungsgeschäft und seine Abwicklung 

beeinflussen, soll der Ombudsmann diese mitberücksichtigen. 

 



 

§ 6 Ablauf des Verfahrens 

(1) Ist der Gegenstand der Beschwerde geklärt und die Beschwerde zulässig, fordert der 

Ombudsmann den Beschwerdegegner zu einer Stellungnahme auf und setzt ihm da-

für eine Frist von drei Wochen. Die Frist kann auf Antrag verlängert werden, wenn 

dies sachdienlich erscheint. Der Beschwerdeführer ist hierüber zu informieren.  

(2) Hat der Beschwerdegegner innerhalb der gesetzten Frist keine oder eine offensicht-

lich zur Klärung des Sachverhalts ungeeignete Stellungnahme abgegeben, ist allein 

der Vortrag des Beschwerdeführers die Entscheidungsgrundlage.  

(3)  Unentschuldigt verspätete Einlassungen bleiben unberücksichtigt. Wann eine ver-

spätete Einlassung entschuldigt ist, entscheidet der Ombudsmann. 

(4) Das Verfahren ist binnen 90 Tagen zum Abschluss zu bringen. Diese Frist beginnt mit 

Eingang der vollständigen Beschwerdeakte; dies ist in der Regel der Fall, wenn die 

Verfahrensbeteiligten Gelegenheit zur Stellungnahme hatten. Die Frist kann bei be-

sonders schwierigen Streitigkeiten oder mit Zustimmung der Verfahrensbeteiligten 

verlängert werden. Über den Eingang der vollständigen Beschwerdeakte sowie über 

eine Verlängerung der 90-Tage-Frist werden die Verfahrensbeteiligten unterrichtet. 

 

§ 7 Verfahrensbeendigung 

(1) Unzulässige Beschwerden weist der Ombudsmann nach § 2 Absatz 2 ab. 

(2) Nimmt der Beschwerdeführer seine Beschwerde zurück oder widerspricht er der wei-

teren Durchführung des Verfahrens, endet es mit Zugang der Erklärung beim Om-

budsmann. 

(3) Eignet sich die Beschwerde nicht für einen Schlichtungsversuch, ist ein solcher er-

folglos oder kann der Streit nicht anderweitig beigelegt werden, bescheidet der Om-

budsmann die Beschwerde. Der Bescheid ergeht schriftlich und ist mit Gründen zu 

versehen. 

(4) Der Ombudsmann beendet das Verfahren im Fall der Abhilfe, des Vergleichs sowie 

durch Abweisung oder Bescheidung der Beschwerde. Die Beendigungswirkung tritt 

jeweils ein mit Kenntnisnahme der abschließenden Mitteilung, spätestens drei Tage 

nach deren Versand. 

(5) Schlichtungsvorschläge sind den Verfahrensbeteiligten in Textform zu übermitteln. 

Darin sind sie über die rechtlichen Folgen einer Annahme des Vorschlags und dar-

über zu unterrichten, dass der Vorschlag von dem Ergebnis eines gerichtlichen Ver-

fahrens abweichen kann. Auf die Möglichkeit, den Vorschlag nicht anzunehmen und 

die Gerichte anzurufen, ist hinzuweisen. Der Vorschlag ist mit einer angemessenen 

Frist zur Annahme zu versehen. Der Ombudsmann informiert über das Ergebnis. 

Sind die Schlichtungsbemühungen nicht erfolgreich, bescheidet der Ombudsmann 

die Beschwerde.  

(6) Wird das Verfahren beendet, ohne dass es zu einer Einigung geführt hat, erfolgt die 

Mitteilung dieses Ergebnisses als Bescheinigung nach § 21 Absatz 2 VSBG. 

(7) Ein beendetes Verfahren kann in begründeten Einzelfällen nach dem Ermessen des 

Ombudsmanns bei Vorliegen einer neuen Sach- oder Rechtslage wieder aufgenom-

men werden. 

 

§ 8 Kosten des Verfahrens  

(1) Das Verfahren ist für den Beschwerdeführer grundsätzlich kostenfrei, es sei denn, die 

Beschwerde ist offensichtlich missbräuchlich. In diesem Fall beträgt das Entgelt 

höchstens 30 Euro. 

(2) Der Ombudsmann kann von dem Versicherungsvermittler oder -berater, der zur Teil-

nahme an dem Verfahren bereit oder verpflichtet ist, ein angemessenes Entgelt ver-

langen.  



 

(3) Die Beteiligten des Verfahrens haben ihre eigenen Kosten selbst zu tragen. Diese 

können nicht zum Gegenstand des Verfahrens gemacht werden. 

 

§ 9 Verschwiegenheit  

(1) Der Ombudsmann und die Mitarbeiter der Schlichtungsstelle sind zur Verschwiegen-

heit über alle die Verfahrensbeteiligten betreffenden Umstände verpflichtet, von  

denen sie im Rahmen eines Verfahrens Kenntnis erlangen.  

(2) Das gilt auch für die Zeit nach Beendigung der Tätigkeit bei der Schlichtungsstelle. 


